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Inhaltsverzeichnis auf der letzten Seite 
 
 
Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Der gegen Memet Gkeritli, Neue Str.35 / New 
Corner, 27576 Bremerhaven, unter dem Akten-
zeichen 32-32.4.005184595/65 am 16.09.2015 
erlassene Bußgeldbescheid konnte nicht zuge-
stellt werden, da der derzeitige Aufenthaltsort 
des Empfängers nicht zu ermitteln und eine Zu-
stellung an einen Vertreter oder Zustellungsbe-
vollmächtigten nicht möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 16.09.2015 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) 
öffentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
bei der Oberbürgermeisterin der Stadt Mülheim 
an der Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am 
Rathaus 1, Zimmer C.210, eingesehen werden. 
 
  
 Mülheim an der Ruhr, den 28.09.2015 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 K o b e r l i n g 
 
 
 
 
 
 

 
Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Der gegen Barbara Hopp, Stockheimer Str. 83, 
63674 Altenstadt, unter dem Aktenzeichen 32-
32.4.006200624/65 am 25.09.2015 erlassene 
Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, 
da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen 
Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht 
möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 25.09.2015 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) 
öffentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
bei der Oberbürgermeisterin der Stadt Mülheim 
an der Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am 
Rathaus 1, Zimmer C.210, eingesehen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 25.09.2015 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 K o b e r l i n g 
 
 
 
 
 
 

AMTSBLATT
FÜR DIE STADT MÜLHEIM AN DER RUHR

Herausgegeben im Eigenverlag der Stadt

Verantwortlich für den Inhalt: Die Oberbürgermeisterin

Bestellungen (einzeln oder im Abonnement) an: Stadtverwaltung,

45466 Mülheim an der Ruhr. Der Jahresbezugspreis von 41,- € ist im oraus fällig. Auch quartalsweiser Bezug möglich.

Quartalspreis: 10,25 € Kündigung des Abonnements spätestens 1 Monat vor Ablauf der Bestellzeit.

Nr:  

 
 

 

.

Referat I.4 - Presse und Medien, Am Rathaus 1

I.4 - Presse und Medien--Referat

V



 

 
 
 

277 
 
 
 

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 
 
Der gegen Alisko Maskaj, Corneliusplatz 61, 
47918 Tönisvorst, unter dem Aktenzeichen 32-
32.4.006196390/45 am 24.07.2015 erlassene 
Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, 
da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen 
Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht 
möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 24.07.2015 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) 
öffentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
bei der Oberbürgermeisterin der Stadt Mülheim 
an der Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am 
Rathaus 1, Zimmer C.206, eingesehen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 29.09.2015 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 L a d e m a c h e r 
 
 
 
Öffentliche Zustellung eines Gebührenbescheides 
 
Der gegen Bernhard Wilhelm Bajohr, Adresse un-
bekannt, unter Aktenzeichen 33.1.02 / MH-XX80 
am 02.09.2015 erlassene Gebührenbescheid 
kann nicht zugestellt werden, weil der Betroffene 
nach unbekannt verzogen ist. 
 
Der Gebührenbescheid wird hiermit gemäß § 1 
Landeszustellungsgesetz (LZG NRW) in Verbin-
dung mit § 10 LZG NRW öffentlich zugestellt. Es 
werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach de-
ren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Der 
Gebührenbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung bzw. seit der Ver-
öffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen 
vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter Satz LZG 
NRW). 
Nach Zustellung kann der Betroffene gegen den 

Gebührenbescheid innerhalb eines Monats Klage 
erheben. Der Gebührenbescheid kann von dem 
Betroffenen beim Bürgeramt Mülheim an der 
Ruhr, Löhstr. 22 – 26, Zimmer 209, eingesehen 
werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 28.09.2015 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 K a b a s h a j 
 
 
 

Öffentliche Zustellung eines  
Gewerbesteuermessbetragsbescheides 

 
Der Gewerbesteuermessbetragsbescheid für 
2013 mit den Aktenzeichen 24-5.1/ 
2102196000001 für die Firma ByteCom Fanner 
GmbH kann nicht zugestellt werden, weil weder 
eine aktuelle Anschrift der Firma noch des ge-
setzlichen Vertreters, Tzu-jun Yu bekannt ist. 
 
Der Bescheid wird deshalb hierdurch gemäß § 1 
des Landeszustellungsgesetztes in Verbindung 
mit § 10 des Verwaltungszustellungsgesetztes öf-
fentlich zugestellt. Der Bescheid kann von dem 
Betroffenen im Rathaus, Am Rathaus 1, 45468 
Mülheim an der Ruhr, Fachbereich Finanzen, 
Team Gemeindesteuern, Zimmer B.93, eingese-
hen werden. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 01.10.2015 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 F r e y e r 
 
Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Der gegen Michael Andre Blakert, Märkische 
Straße 51, 45279 Essen, unter dem Aktenzeichen 
32-32.4.006201112/35 am 28.08.2015 erlassene 
Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, 
da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen 
Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht 
möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 20.08.2015 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) 
öffentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
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seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
bei der Oberbürgermeisterin der Stadt Mülheim 
an der Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am 
Rathaus 1, Zimmer C.206, eingesehen werden. 
 
  
 Mülheim an der Ruhr, den 01.10.2015 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 Ringeler 

 
Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Der gegen Fioravante Guarnieri, Schultenhofstra-
ße 22, 45475 Mülheim an der Ruhr, unter dem 
Aktenzeichen 32-32.4.005183671/24 am 
13.08.2015 erlassene Bußgeldbescheid konnte 
nicht zugestellt werden, da der derzeitige Auf-
enthaltsort des Empfängers nicht zu ermitteln 
und eine Zustellung an einen Vertreter oder Zu-
stellungsbevollmächtigten nicht möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 13.08.2015 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) 
öffentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
bei der Oberbürgermeisterin der Stadt Mülheim 
an der Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am 
Rathaus 1, Zimmer C.206, eingesehen werden. 
 
  
 Mülheim an der Ruhr, den 01.10.2015 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 Backmann 

 

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 
 
Der gegen Claus Günther Leismann, Hauptstraße 
25, 45219 Essen, unter dem Aktenzeichen 32-
32.4.005183106/65 am 22.09.2015 erlassene 
Bußgeldbescheid konnte nicht zugestellt werden, 
da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
nicht zu ermitteln und eine Zustellung an einen 
Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht 
möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 22.09.2015 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) 
öffentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
bei der Oberbürgermeisterin der Stadt Mülheim 
an der Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am 
Rathaus 1, Zimmer C.210, eingesehen werden. 
 
 
 
Mülheim an der Ruhr, den 05.10.2015 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 K o b e r l i n g 
 

 
Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 

 
Der gegen Cristian Laurentiu Ionescu, Prinz-
Regent-Straße 106, 44795 Bochum, unter dem 
Aktenzeichen 32-32.4.005184263/25 am 
06.10.2015 erlassene Bußgeldbescheid konnte 
nicht zugestellt werden, da der derzeitige Auf-
enthaltsort des Empfängers nicht zu ermitteln 
und eine Zustellung an einen Vertreter oder Zu-
stellungsbevollmächtigten nicht möglich ist. 
 
Der Bußgeldbescheid vom 06.10.2015 wird hier-
mit nach § 10 des Verwaltungszustellungsgeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) 
öffentlich zugestellt. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
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seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind (§ 10 Abs. 2 letzter 
Satz LZG NRW). Nach Zustellung kann innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch erhoben werden. 
Es werden damit Fristen in Gang gesetzt, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Bußgeldbescheid kann von dem Betroffenen 
bei der Oberbürgermeisterin der Stadt Mülheim 
an der Ruhr, Ordnungsamt (Bußgeldstelle), Am 
Rathaus 1, Zimmer C.210, eingesehen werden. 
 
 
 
Mülheim an der Ruhr, den 06.10.2015 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I. A. 
 
 Ringeler 
 
 

 
 
 

Beteiligungsbericht 2014 
 
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 
01.10.2015 den Beteiligungsbericht 2014 der 
Stadt Mülheim an der Ruhr zur Kenntnis genom-
men. Im Nachgang zur Ratssitzung wurden 
Exemplare des Beteiligungsberichtes in der Ver-
waltungsbibliothek (Medienhaus) ausgelegt, um 
den Einwohnerinnen und Einwohnern eine Kennt-
nisnahme gemäß § 117 Abs. 2 GO NRW zu er-
möglichen, worauf hiermit öffentlich hingewiesen 
wird. Zudem steht der Beteiligungsbericht 2014 
im städtischen Intranet zum Download zur Verfü-
gung. 
 
 Mülheim an der Ruhr, den 02.10.2015 
 
 Die Oberbürgermeisterin 
 I.V. 
 
 U w e  B o n a n  
 Stadtkämmerer 
 
 
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
zur Wahl des Oberbürgermeisters vom 

13.09.2015 
im Wahlgebiet Mülheim an der Ruhr 
- Sitzung des Wahlprüfungsausschuss - 

 

Der Wahlprüfungsausschuss tritt am  
 
 
Donnerstag, dem 26.11.2015, 11.00 Uhr, im 
Historischen Rathaus,  
Sitzungsraum C.110, 
 
 
zu seiner Sitzung zusammen. 
 
 
 
Tagesordnung: 
 
TOP 1. Vorprüfung  

a) der gegen die Wahl des Oberbür-
germeisters vom 13.09.2015 erhobener 
Einsprüche 
b) der Gültigkeit der Wahl des Ober-
bürgermeisters vom 13.09.2015 
 

TOP 2. Empfehlung des Wahlprüfungsausschusses 
für die Beschlussfassung des Rates der 
Stadt über die Gültigkeit der Wahl des 
Oberbürgermeisters vom 13.09.2015 

 
Mülheim an der Ruhr, den 02.10.2015  
   
Die Wahlleiterin  

 
Dagmar Mühlenfeld 
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Geänderte Hundesteuersatzung 

 
Elfte Änderungssatzung vom 01.10.2015 zur 
Hundesteuersatzung der Stadt Mülheim an 
der Ruhr vom 22. Dezember 1998 in Form 
ihrer Zehnten Änderungssatzung vom 01. 
Dezember 2010 
 
Gemäß der §§ 7, 41 und 77 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 
2015 (GV. NRW. S. 496), und der §§ 1 bis 3 des 
Kommunalabgabengesetzes (KAG) vom 21. Ok-
tober 1969 (GV. NRW. S. 712), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 
(GV. NRW. S. 496), hat der Rat der Stadt Mül-
heim an der Ruhr in seiner Sitzung am 
01.10.2015 die folgende Satzung beschlossen: 
 
§ 1 Steuergegenstand, Steuerpflicht, Haftung 
 
§ 2 Steuermaßstab und Steuersatz 
 
§ 3 Steuerfreiheit 
 
§ 4 Steuerbefreiungen 
 
§ 5 Allgemeine Steuerermäßigung 
 
§ 6 Allgemeine Voraussetzungen für Steuerbe-
freiung und Steuerermäßigung (Steuervergünsti-
gung) 
 
§ 7 Beginn und Ende der Steuerpflicht 
 
§ 8 Festsetzung und Fälligkeit der Steuer 
 
§ 9 Sicherung und Überwachung der Steuer 
 
§ 10 Ordnungswidrigkeiten 
 
§ 11 Inkrafttreten 
 
 
 
§ 1 Steuergegenstand, Steuerpflicht, Haf-
tung 
 
(1) Gegenstand der Steuer ist das Halten von 
Hunden im Gebiet der Stadt Mülheim an der 
Ruhr. 
 
(2) Steuerpflichtig ist der Hundehalter. Als Hun-
dehalter gelten diejenigen natürlichen Personen, 
die einen Hund in ihren Haushalt aufgenommen 

haben, es sei denn, die Haltung erfolgt aus-
schließlich im Rahmen ihrer gewerblichen Tätig-
keit. Alle in einem Haushalt aufgenommenen 
Hunde gelten als von ihren Haltern gemeinsam 
gehalten. Halten mehrere Personen gemeinsam 
einen oder mehrere Hunde, so sind sie Gesamt-
schuldner. 
 
(3) Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in 
Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf 
Probe oder zum Anlernen hält, wenn er nicht 
nachweisen kann, dass der Hund bereits in einer 
anderen Gemeinde der Bundesrepublik versteuert 
wird oder von der Steuer befreit ist. Die Steuer-
pflicht tritt in jedem Fall ein, wenn die Pflege, 
Verwahrung, oder die Haltung auf Probe oder 
zum Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten 
überschreitet.   
  
 
§ 2 Steuermaßstab und Steuersatz 
 
(1) Die Steuer beträgt jährlich, wenn von einem 
Hundehalter oder mehreren Personen gemein-
sam  
 
a) nur ein Hund gehalten wird 160,- Euro,  
 
b) zwei Hunde gehalten werden 220,- Euro je 
Hund,  
 
c) drei oder mehr Hunde gehalten werden 250,- 
Euro je Hund.  
 
Für die Haltung von gem. § 3 des Hundegesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (LHundG NRW 
vom 18. Dezember 2002) als gefährlich gelten-
den Hunden beträgt die Steuer jährlich 850,- Eu-
ro je gehaltenem Hund.  
 
(2) Die Steuer für die Haltung von gem. § 3 Abs. 
2 LHundG NRW als gefährlich geltenden Hunden 
wird auf Antrag auf den maßgeblichen einfachen 
Steuersatz festgesetzt, wenn nachgewiesen wird, 
dass eine Verhaltensprüfung vor einem Amtstier-
arzt erfolgreich mit dem Ergebnis der Befreiung 
vom Maulkorb- und Leinenzwang abgelegt wurde. 
Die Reduzierung des Steuersatzes wird rückwir-
kend ab dem 1. Januar 2008 gewährt, wenn der 
Antrag bis zum 31. Dezember 2009 gestellt wird. 
Ansonsten gilt die Regelung des § 6 Abs. 2 dieser 
Satzung.  
 
(3) Hunde, für die Steuerfreiheit nach § 3 dieser 
Satzung besteht, sowie Hunde, für die Steuerbe-
freiung nach § 4 dieser Satzung gewährt wird, 
werden bei der Errechnung der Anzahl der Hunde 
nicht berücksichtigt; Hunde, für die Steuerermä-
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ßigung nach § 5 dieser Satzung gewährt wird, 
werden mitgezählt.  
 
(4) Über die im Einzelfall als gefährlich einzustu-
fenden Hunde gem. § 3 LHundG NRW hinaus gel-
ten Hunde der folgenden Rassen sowie deren 
Kreuzungen und Mischlinge als gefährliche Hunde 
im Sinne dieser Satzung: Pitbull Terrier, Ameri-
can Staffordshire Terrier, Staffordshire Bullterrier 
und Bullterrier. § 3 Abs. 2 S. 2 und 3 LHundG gilt 
entsprechend.  
  
 
§ 3 Steuerfreiheit 
 
Steuerfrei sind Personen, die sich nicht länger als 
zwei Monate in der Stadt Mülheim an der Ruhr 
aufhalten, für diejenigen Hunde, die sie bei ihrer 
Ankunft besitzen, wenn sie nachweisen können, 
dass die Hunde in einer anderen Gemeinde der 
Bundesrepublik versteuert werden oder von der 
Steuer befreit sind. 
  
 
§ 4 Steuerbefreiungen 
 
(1) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für:  
 
1. Gebrauchshunde von Forstbeamten und von 
Angestellten im Privatforstdienst, von Berufsjä-
gern, von beauftragten Feld- und Forstaufsehern 
und von bestätigten Jagdaufsehern in der für den 
Forst-, Feld- oder Jagdschutz erforderlichen An-
zahl sowie Jagdausübungsberechtigten mit einer 
Jagdbrauchbarkeitsprüfung, deren Einsatzgebiet 
im Mülheimer Stadtgebiet liegt,  
 
2. Blindenführhunde,  
 
3. Hunde, die ausschließlich dem Schutz und der 
Hilfe blinder, gehörloser  oder sonst hilfloser 
Personen dienen (im Schwerbehindertenaus-
weis müssen die entsprechenden Buchsta-
ben Bl, Gl oder H eingetragen sein); die 
Steuerbefreiung kann von der Vorlage eines 
amtsärztlichen Zeugnisses abhängig gemacht 
werden,  
 
4. Hunde, die an Bord von ins Schiffsregister ein-
getragenen Binnenschiffen gehalten werden, 
 
5. Gebrauchshunde, die ausschließlich zur Bewa-
chung von Herden verwandt werden, in der be-
nötigten Anzahl,  
 
6. Hunde, die aus dem städtischen Mülheimer 
Tierheim sowie auch für die Hunde, welche im 
Auftrag der Stadt Mülheim an der Ruhr in der 

Tierpension in Sonsbeck untergebracht sind und 
in einen Haushalt aufgenommen wurden. Die 
Steuerbefreiung gilt für die ersten 24 Monate der 
Haltung, beginnend mit dem Tag der Übernahme 
des Hundes, Steuerbefreiung wird für gefährliche 
Hunde (im Sinne von § 2 Abs. 4 dieser Satzung) 
nur gewährt, wenn bei Aufnahme in den Haushalt 
bereits ein Antrag auf Erteilung einer ordnungs-
behördlichen Erlaubnis gemäß § 4 LHundG NRW 
gestellt wurde.  
 
(2) Die Befreiungsvorschriften des Absatzes 1 Nr. 
1 bis 5 finden bei Haltung von gefährlichen Hun-
den nach § 2 keine Anwendung. 
  
 
§ 5 Allgemeine Steuerermäßigung 
 
(1) Die Steuer ist auf Antrag auf die Hälfte des 
Steuersatzes nach § 2 zu ermäßigen für Hunde, 
die zur Bewachung von Gebäuden, welche von 
dem nächsten bewohnten Gebäude mehr als 200 
m entfernt liegen, erforderlich sind.  
 
(2) Für Hunde, die zur Bewachung von landwirt-
schaftlichen Anwesen, welche von dem nächsten 
im Zusammenhang bebauten Ortsteil mehr als 
400 m entfernt liegen, erforderlich sind, ist die 
Steuer auf Antrag auf ein Viertel des Steuersat-
zes nach § 2 zu ermäßigen.  
 
(3) Für das Halten von Hunden durch Inhaber 
des MülheimPasses sowie durch solche Personen, 
die diesen einkommensmäßig gleichstehen, wird 
die Steuer auf Antrag auf die Hälfte des Steuer-
satzes nach § 2 ermäßigt, jedoch nur für einen 
Hund. Die Steuerermäßigung wird von der Vorla-
ge des MülheimPasses oder einer Bescheinigung 
des örtlichen Sozialhilfeträgers abhängig ge-
macht. Die Ermäßigung reduziert sich ab 1. Ja-
nuar 2011 auf 30 %, ab 1. Januar 2012 auf 10 % 
und ab 1. Januar 2013 auf null Prozent. 
 
(3) Die Ermäßigungsvorschriften der Absätze 1 
und 2 finden bei Haltung von gefährlichen Hun-
den nach § 2 keine Anwendung. 
 
  
§ 6 Allgemeine Voraussetzungen für Steu-
erbefreiung  
und Steuerermäßigung (Steuervergünsti-
gung) 
 
(1) Steuervergünstigung wird nur gewährt, wenn 
der Hund, für den Steuervergünstigung in An-
spruch genommen wird, für den angegebenen 
Verwendungszweck hinlänglich geeignet ist.  
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(2) Der Antrag auf Steuervergünstigung ist zwei 
Wochen nach Aufnahme des Hundes, bei ver-
steuerten Hunden mindestens zwei Wochen vor 
Beginn des Monats, in dem die Steuervergünsti-
gung wirksam werden soll, schriftlich beim 
Fachbereich Finanzen, Team Gemeindesteu-
ern, zu stellen. Bei verspätetem Antrag wird die 
Steuer für den nach Eingang des Antrags begin-
nenden Kalendermonat auch dann nach den 
Steuersätzen des § 2 erhoben, wenn die Voraus-
setzungen für die beantragte Steuervergünsti-
gung vorliegen. Wird die rechtzeitig beantragte 
Steuervergünstigung für einen neu angeschafften 
Hund abgelehnt, so wird die Steuer nicht erho-
ben, wenn der Hund binnen zwei Wochen nach 
Bekanntgabe des ablehnenden Bescheides wieder 
abgeschafft wird.  
 
 
(3) Über die Steuervergünstigung wird eine Be-
scheinigung ausgestellt. Die Steuervergünstigung 
gilt nur für die Halter, für die sie beantragt und 
bewilligt worden ist.  
 
(4) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuer-
vergünstigung weg, so ist dies innerhalb von zwei 
Wochen nach dem Wegfall dem Fachbereich Fi-
nanzen, Team Gemeindesteuern, anzuzei-
gen.  
 
§ 7 Beginn und Ende der Steuerpflicht 
 
(1) Die Steuerpflicht beginnt mit dem Ersten des 
Monats, in dem der Hund aufgenommen worden 
ist, es sei denn, die aufnehmende Person war im 
Monat der Aufnahme Mitglied des abgebenden 
Haushaltes. In diesem Fall beginnt die Steuer-
pflicht erst mit dem Ersten des auf den Monat der 
Aufnahme folgenden Monats. Bei Hunden, die 
dem Halter durch Geburt von einer von ihm ge-
haltenen Hündin zuwachsen, beginnt die Steuer-
pflicht mit dem Ersten des Monats, in dem der 
Hund drei Monate alt geworden ist. In den Fällen 
des § 1 (3) beginnt die Steuerpflicht mit dem 
Ersten des Monates, in dem der Zeitraum von 
zwei Monaten überschritten worden ist.  
 
(2) Die Steuerpflicht endet mit dem Ablauf des 
Monats, in dem der Hund veräußert oder sonst 
abgeschafft wird, abhanden kommt oder ver-
stirbt.  
 
(3) Bei Zuzug eines Hundehalters aus einer ande-
ren Gemeinde beginnt die Steuerpflicht mit dem 
Ersten des auf den Zuzug folgenden Monats. Bei 
Wegzug eines Hundehalters aus der Stadt Mül-
heim an der Ruhr endet die Steuerpflicht mit dem 
Ablauf des Monats, in den der Wegzug fällt. 

 
(4) Nach Beendigung der Steuerpflicht ist 
die Hundesteuermarke als Steuerkennzei-
chen gemäß § 133 Abgabenordnung (AO 
NW) an den Fachbereich Finanzen, Team 
Gemeindesteuern, zurück zu geben.  
  
 
§ 8 Festsetzung und Fälligkeit der Steuer 
 
(1) Die Steuer wird für das Kalenderjahr, in dem 
die Steuerpflicht beginnt, oder, wenn die Steuer-
pflicht erst während des Kalenderjahres beginnt, 
für den Rest des Steuerjahres sowie für die fol-
genden Kalenderjahre durch Bescheid festge-
setzt. Bis zur Erteilung eines neuen Festset-
zungsbescheides ist die Steuer über das Kalen-
derjahr hinaus zu den im Bescheid aufgeführten 
Fälligkeitsterminen zu entrichten. Ein neuer Fest-
setzungsbescheid wird nur bei geänderter Sach- 
oder Rechtslage erteilt. 
 
 
 
(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach 
dem Zugehen des Festsetzungsbescheides für die 
zurückliegende Zeit und sodann vierteljährlich 
am 15. Januar, 15. April, 15. Juli und 15. Okto-
ber mit einem Viertel des Jahresbetrages fällig. 
Sie kann für das ganze Jahr im Voraus entrichtet 
werden. Auf Antrag des Steuerschuldners 
kann die Hundesteuer abweichend von § 9 
Absatz 2 Satz 1 zum 15. eines jeden Monats 
entrichtet werden. Der Antrag muss bis spä-
testens zum 31.10. des laufenden Kalender-
jahres gestellt werden. Die beantragte Zah-
lungsweise beginnt mit dem 01.01. des 
Folgejahres und bleibt so lange maßgebend, 
bis ihre Änderung beantrag wird. Endet die 
Steuerpflicht während des Vierteljahres, so ist die 
zu viel gezahlte Steuer zu erstatten.  
 
(3) Wer einen bereits in einer Gemeinde der 
Bundesrepublik versteuerten Hund erwirbt oder 
mit einem solchen Hund zuzieht oder wer anstel-
le eines abgeschafften, abhanden gekommenen 
oder verstorbenen Hundes einen neuen Hund 
erwirbt, kann die Anrechnung der nachweislich 
bereits entrichteten, nicht erstatteten Steuer auf 
die für den gleichen Zeitraum zu entrichtende 
Steuer verlangen. 
  
 
§ 9 Sicherung und Überwachung der Steuer 
 
(1) Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund 
unter Angabe der Rasse innerhalb von zwei Wo-
chen nach der Aufnahme oder – wenn der Hund 
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ihm durch Geburt von einer von ihm gehaltenen 
Hündin zugewachsen ist – innerhalb von zwei 
Wochen, nachdem der Hund drei Monate alt ge-
worden ist, beim Fachbereich Finanzen, Team 
Gemeindesteuern, anzumelden. In den Fällen 
des § 1 Abs. 3 Satz 2 muss die Anmeldung in-
nerhalb von zwei Wochen nach dem Tage, an 
dem der Zeitraum von zwei Monaten überschrit-
ten worden ist und in den Fällen des § 7 Abs. 3 
Satz 1 innerhalb der ersten zwei Wochen des auf 
den Zuzug folgenden Monats erfolgen. Bei In-
krafttreten dieser Satzung ist jeder Halter eines 
oder mehrerer gefährlicher Hunde nach § 2 ver-
pflichtet, die Haltung eines solchen Hundes dem 
Fachbereich Finanzen, Team Gemeindesteu-
ern, besonders anzuzeigen.  
 
 
(2) Der Hundehalter hat den Hund innerhalb von 
zwei Wochen, nachdem er ihn veräußert oder 
sonst abgeschafft hat, nachdem der Hund ab-
handen gekommen oder verstorben ist oder 
nachdem der Halter aus der Stadt Mülheim an 
der Ruhr weggezogen ist, beim Fachbereich Fi-
nanzen, Team Gemeindesteuern, abzumel-
den. Im Falle der Abgabe des Hundes an eine 
andere Person sind bei der Abmeldung der Name 
und die Anschrift dieser Person anzugeben.  
 
(3) Der Fachbereich Finanzen, Team Ge-
meindesteuern, übersendet mit dem Steuerbe-
scheid oder mit der Bescheinigung über die Steu-
erbefreiung für jeden Hund eine Hundesteuer-
marke. Der Hundehalter darf Hunde außerhalb 
seiner Wohnung oder seines umfriedeten Grund-
besitzes nur mit der sichtbar befestigten gültigen 
Steuermarke umherlaufen lassen. Der Hundehal-
ter ist verpflichtet, den Beauftragten der Stadt 
die gültige Steuermarke auf Verlangen vorzuzei-
gen. Bis zur Übersendung einer neuen Steuer-
marke ist die bisherige Steuermarke zu befesti-
gen oder vorzuzeigen. Andere Gegenstände, die 
der Steuermarke ähnlich sehen, dürfen dem 
Hund nicht angelegt werden. Der Verlust der 
Steuermarke ist dem Fachbereich Finanzen, 
Team Gemeindesteuern, schriftlich mitzutei-
len. Die Zusendung einer Ersatzsteuermarke 
wird in Rechnung gestellt. Die Höhe des Be-
trages richtet sich nach der jeweils gültigen 
Verwaltungsgebührensatzung.  
 
(4) Grundstückseigentümer, Haushaltungsvor-
stände und deren Stellvertreter sind verpflichtet, 
den Beauftragten der Stadt Mülheim an der Ruhr 
auf Nachfrage über die auf dem Grundstück oder 
im Haushalt gehaltenen Hunde und deren Halter 
wahrheitsgemäß Auskunft zu erteilen (§ 12 Abs. 
1 Nr. 3 a KAG NW i. V. m. § 93 AO). Zur wahr-

heitsgemäßen Auskunftserteilung ist auch der 
Hundehalter verpflichtet. 
  
 
§ 10 Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Abs. 2 Nr. 2 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 
1969 (GV NW S. 712) in der jeweils gültigen Fas-
sung handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 
 
1. als Hundehalter entgegen § 6 Abs. 4 den Weg-
fall der Voraussetzungen für eine Steuervergüns-
tigung nicht rechzeitig anzeigt,  
 
2. als Hundehalter entgegen § 9 Abs. 1 nicht, 
nicht rechtzeitig oder unter unvollständigen An-
gaben anmeldet,  
 
3. als Hundehalter entgegen § 9 Abs. 2 einen 
Hund nicht oder nicht rechtzeitig abmeldet,  
 
4. als Hundehalter entgegen § 9 Abs. 3 einen 
Hund außerhalb seiner Wohnung oder seines um-
friedeten Grundbesitzes ohne sichtbar befestigte 
gültige Steuermarke umherlaufen lässt, die Steu-
ermarke auf Verlangen des Beauftragten der 
Stadt nicht vorzeigt oder dem Hund andere Ge-
genstände, die der Steuermarke ähnlich sehen, 
anlegt.  
Die Ordnungswidrigkeit ist mit einem Bußgeld 
von mindestens 50,- Euro und höchstens 1.000,- 
Euro belegt. 
 
 
§ 11 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2016 in Kraft. 
Gleichzeitig verlieren die durch diese Satzung ge-
änderten Bestimmungen ihre Wirkung. 
 
 
Mülheim an der Ruhr, den 08.10.2015 
 
Die Oberbürgermeisterin 
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Geänderte Satzung über die Zweitwoh-
nungssteuer 

 
 

Erste Änderungssatzung vom 01.10.2015 
zur Satzung über die Erhebung einer Zweit-
wohnungssteuer in der Stadt Mülheim an 
der Ruhr (Zweitwohnungssteuersatzung) 
vom 19.12.2012 
 
 
Aufgrund der §§ 7, 8, 41 Abs. 1 und § 77 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NW S. 666/SGV NW 2023) 
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
25. Juni 2015 (GV NRW S. 496), der §§ 15, 16, 
31 des Meldegesetzes für das Land Nordrhein- 
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 16. September 1997 (GV. NRW. S. 332, 
386), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Ge-
setzes vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 
765, 793), sowie der §§ 1, 2, 3 und 20 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen vom 21.10.1969 (GV NRW S. 
721, zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 25. Dezember 2015 GV. NRW. S. 496) 
hat der Rat der Stadt Mülheim an der Ruhr in 
seiner Sitzung am 01.10.2015 folgende Ände-
rungssatzung über die Erhebung einer Zweitwoh-
nungssteuer in der Stadt Mülheim an der Ruhr 
beschlossen: 
 
 
 
 
§ 1 
Steuergegenstand 
 
Die Stadt Mülheim an der Ruhr erhebt eine 
Zweitwohnungssteuer für das Innehaben einer 
Zweitwohnung im Stadtgebiet.  
 
§ 2 
Begriff der Zweitwohnung 
 
(1) Zweitwohnung ist jede Wohnung im Sinne 
des Absatzes 3, die 
 
a) dem Eigentümer, Hauptmieter oder sons-
tige Berechtigte als Nebenwohnung im Sinne 
des Meldegesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 16. September 1997 (GV. NRW. S. 332, 
386), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Ge-
setzes vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 
765, 793) dient, 
 

 
b) der Eigentümer, Hauptmieter oder sonsti-
gen Berechtigten unmittelbar oder mittelbar 
einem Dritten entgeltlich oder unentgeltlich über-
lässt und die diesem als Nebenwohnung im vor-
genannten Sinne dient oder 
 
c) jemand neben seiner Hauptwohnung zu Zwe-
cken des eigenen persönlichen Lebensbedarfs 
oder des persönlichen Lebensbedarfs seiner Fa-
milie innehat. Dieses gilt auch für steuerlich an-
erkannte Wohnungen im eigen genutzten Wohn-
haus. 
 
(2) Sind mehrere Personen gemeinschaftlich Ei-
gentümer, Hauptmieter oder sonstigen Be-
rechtigte einer Wohnung im Sinne des Absatzes 
3, gilt hinsichtlich derjenigen Eigentümer oder 
Hauptmieter, denen die Wohnung als Nebenwoh-
nung im Sinne des Nordrhein- Westfälischen Mel-
degesetzes dient, der auf sie entfallende Woh-
nungsanteil als Zweitwohnung im Sinne dieser 
Satzung. Wird der Wohnungsanteil eines an der 
Gemeinschaft beteiligten Eigentümers oder 
Hauptmieters unmittelbar oder mittelbar einem 
Dritten entgeltlich oder unentgeltlich auf Dauer 
überlassen, ist der Wohnungsanteil Zweitwoh-
nung, wenn er dem Dritten als Nebenwohnung im 
Sinne des Nordrhein-Westfälischen Meldegeset-
zes dient. Für die Berechnung des Wohnungsan-
teils ist die Fläche der gemeinschaftlich genutzten 
Räume den der Gemeinschaft beteiligten Perso-
nen zu gleichen Teilen zuzurechnen. Dem Anteil 
an der Fläche der gemeinschaftlich genutzten 
Räume ist die Fläche der von dem Miteigentümer 
oder Mitmieter individuell genutzten Räume hin-
zuzurechnen. Lässt sich der Wohnungsanteil 
im Einzelfall nicht konkret ermitteln, wird 
die Gesamtfläche der Wohnung durch die 
Anzahl aller Mitinhaber geteilt.  
 
 
(3) Wohnung im Sinne dieser Satzung ist jede 
Gesamtheit von Räumen, die zum Wohnen oder 
Schlafen benutzt wird und den Anforderungen 
des § 49 Landesbauordnung BauO NW genügt. 
 
 
 
(4) Eine Wohnung dient als Nebenwohnung im 
Sinne des Nordrhein-Westfälischen Meldegeset-
zes, wenn sie von einer dort mit Nebenwohnung 
gemeldeten Person bewohnt wird. Wird eine 
Wohnung von einer Person bewohnt, die mit die-
ser Wohnung nicht gemeldet ist, dient die Woh-
nung als Nebenwohnung im Sinne des Nordrhein-
Westfälischen Meldegesetzes, wenn sich die Per-
son wegen dieser Wohnung mit Nebenwohnung 
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zu melden hätte. 
 
(5) Keine Zweitwohnung im Sinne dieser Satzung 
sind Mobilheime, Wohnmobile, Wohnschiffe, 
Wohn- und Campingwagen (oder ähnliche 
Unterkünfte). 
 
a) Wohnungen, die von freien Trägern der Wohl-
fahrtspflege aus therapeutischen Gründen ent-
geltlich oder unentgeltlich zur Verfügung gestellt 
werden. 
 
b) Wohnungen, die von Trägern der öffentlichen 
und freien Jugendhilfe entgeltlich oder unentgelt-
lich zur Verfügung gestellt werden und Erzie-
hungszwecken dienen. 
 
 
§ 3 
Steuerpflichtige 
 
(1) Steuerpflichtig ist, wer im Stadtgebiet eine 
Zweitwohnung oder mehrere Wohnungen inne-
hat. Inhaber einer Zweitwohnung ist derjenige, 
dessen melderechtliche Verhältnisse die Beurtei-
lung der Wohnung als Zweitwohnung bewirken 
oder der Inhaber einer Zweitwohnung im Sinne 
von § 2 Abs. 1 Buchstabe c) ist. 
 
(2) Die Steuerpflicht besteht, solange die Woh-
nung des Steuerpflichtigen als Zweitwohnung zu 
beurteilen ist. 
 
§ 4 
Steuerbefreiung 
 
(1) Nicht steuerpflichtig ist ein/-e nicht dau-
ernd getrennt lebende/-r Verheiratete/-r 
bzw. Lebenspartner/-in im Sinne des § 1 
Abs. 1 Satz 1 des Lebenspartnerschaftsge-
setzes, der/die die Zweitwohnung aus-
schließlich aus beruflichen Gründen hält und 
deren/dessen eheliche bzw. lebenspartner-
schaftliche Wohnung sich in einer anderen 
Gemeinde befindet, die Zweitwohnung we-
gen der Entfernung zur ehelichen bzw. le-
benspartnerschaftlichen Wohnung oder der 
Arbeitszeiten für die Berufsausübung erfor-
derlich ist und die eheliche bzw. lebenspart-
nerschaftliche Wohnung die gemeinschaft-
lich bewohnte Hauptwohnung ist.  
Als berufliche Gründe eines/-er nicht dau-
ernd getrennt lebenden/-r Verheirateten 
bzw. Lebenspartners/-in im Sinne des § 1 
Abs. 1 Satz 1 des Lebenspartnerschaftsge-
setzes gelten auch solche Tätigkeiten, die 
zur Vorbereitung auf die eigentliche Er-
werbstätigkeit erforderlich sind, wie bei-

spielsweise Studium, Volontariat, Aus-, 
Fort- und Weiterbildung u. a.. 
 
(2) Von den in § 2 Abs. 3 genannten Zweit-
wohnungen sind steuerfrei: 
 

1. Wohnungen, die von freien Trägern der 
Wohlfahrtspflege aus therapeutischen o-
der sozialpädagogischen Gründen ent-
geltlich oder unentgeltlich zur Verfügung 
gestellt werden, 

2. Wohnungen, die von Trägern der öffentli-
chen und freien Jugendhilfe entgeltlich 
oder unentgeltlich zur Verfügung gestellt 
werden und Erziehungszwecken dienen, 

3. Wohnungen, die in Pflegeheimen oder 
sonstigen Einrichtungen der Betreu-
ung pflegebedürftiger oder behinder-
ter Menschen dienen, 

4. Räume in Frauenhäusern (Zufluchts-
wohnungen), 

5. Räume in Sportinternaten, 
6. Räume zum Zwecke des Strafvollzugs, 
7. Gemeinschaftsunterkünfte von Solda-

ten, Zivildienstleistenden oder Poli-
zeivollzugsbeamten, 

8. Nebenwohnungen, die Minderjährige 
unter 18 Jahren bei den Eltern oder 
bei einem/beiden Elternteil/en inne-
haben, (soweit sie von den Eltern fi-
nanziell abhängig sind,) 

9. (Nebenwohnungen, die sich im selben 
Gebäude wie die Hauptwohnung be-
finden). 

 
Dies gilt auch für Zweitwohnungen, wenn 
sich die Hauptwohnung in einer der unter 
Nr. 1 bis 7 genannten Einrichtungen befin-
det. 
 
§ 5 
Bemessungsgrundlage 
 
(1) Die Steuer bemisst sich nach der aufgrund 
des Mietvertrages im 
Besteuerungszeitraum gem. § 6 Abs. 1 geschul-
deten Nettokaltmiete. Als im Besteuerungszeit-
raum geschuldete Nettokaltmiete ist die für den 
ersten vollen Monat des Besteuerungszeitraumes 
geschuldete Nettokaltmiete multipliziert mit der 
Zahl der in den Besteuerungszeitraum fallenden 
Monate anzusetzen. 
 
(2) Statt des Betrages nach Abs. 1 gilt als jährli-
che Nettokaltmiete für solche Wohnungen, die 
eigen genutzt, ungenutzt, zum vorübergehenden 
Gebrauch unentgeltlich oder unterhalb der orts-
üblichen Miete überlassen sind, die übliche Miete. 
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Die übliche Miete wird in Anlehnung an die Netto-
kaltmiete geschätzt, die für Räume gleicher oder 
ähnlicher Art, Lage und Ausstattung regelmäßig 
gezahlt wird. 
 
(3) Sollte im Mietvertrag zwischen den Par-
teien eine Miete vereinbart worden sein, in 
der einige oder alle Nebenkosten oder Auf-
wendungen für Möblierung der Wohnung 
enthalten sind und die Nettokaltmiete nicht 
nachgewiesen werden kann, so ist die ver-
einbarte Miete anzusetzen. 
 
§ 6 
Steuersatz 
 
Die Steuer beträgt 12 vom Hundert der Bemes-
sungsgrundlage. 
 
§ 7 
Entstehung, Beginn und Ende der Steuer-
pflicht, Fälligkeit 
 
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. 
Besteuerungszeitraum ist das Kalenderjahr. Be-
steht die Steuerpflicht nicht während des gesam-
ten Kalenderjahres, ist Besteuerungszeitraum der 
Teil des Kalenderjahres, in dem die Steuerpflicht 
besteht. 
 
(2) Die Steuerschuld für ein Kalenderjahr ent-
steht am 01. Januar des Jahres. Fällt der Zeit-
punkt, mit dem die Beurteilung der Wohnung als 
Zweitwohnung beginnt, nicht auf den 01. Januar, 
beginnt die Steuerpflicht am ersten Tag des fol-
genden Monats. 
 
(3) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalen-
dermonats, in dem der Steuerschuldner die Woh-
nung aufgibt oder die Voraussetzungen für die 
Annahme einer Zweitwohnung entfällt. Der Steu-
erpflichtige soll den Zeitpunkt, mit dem die Beur-
teilung der Wohnung als Zweitwohnung endet, 
der zuständigen Behörde mitteilen. 
 
(4) Die Steuer wird zu je einem Viertel ihres Jah-
resbetrages am 15. Februar, 15. Mai, 15. August 
und 15. November fällig. Nachzahlungen werden 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 
Bescheides fällig. 
 
 
§ 8 
Festsetzung der Steuer 
 
(1) Die Stadt Mülheim an der Ruhr setzt die 
Steuer durch Bescheid fest. In dem Bescheid 
kann bestimmt werden, dass er auch für künftige 

Zeitabschnitte gilt, solange sich die Bemessungs-
grundlagen und der Steuerbetrag nicht ändern. 
 
(2) Die Steuer ist auf volle Euro abzurunden. 
Ergibt sich ein nicht durch 12 teilbarer Betrag, so 
ist die Steuer auf den nächst niedrigen durch 12 
teilbaren Betrag abzurunden. 
 
§ 9 
Anzeigepflicht 
 
(1) Wer bei Inkrafttreten dieser Satzung eine 
Zweitwohnung im Stadtgebiet inne hat, hat dies 
der Stadt Mülheim an der Ruhr innerhalb eines 
Monats anzuzeigen. 
 
(2) Wer im Erhebungsgebiet Inhaber einer 
Zweitwohnung wird oder eine Zweitwohnung auf-
gibt, hat dies der Stadt Mülheim an der Ruhr in-
nerhalb eines Monats anzuzeigen. 
 
(3) Die Anmeldung oder Abmeldung von Perso-
nen nach dem Nordrhein-Westfälischen Meldege-
setz gilt als Anzeige im Sinne dieser Vorschrift. 
 
§ 10 
Steuererklärung 
 
(1) Der Steuerpflichtige hat innerhalb eines Mo-
nats nach Aufforderung eine Steuererklärung 
nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck abzu-
geben. 
 
(2) Die Angaben sind auf Aufforderung durch ge-
eignete Unterlagen, insbesondere durch Mietver-
träge und Mietänderungsverträge, die die Netto-
miete ändern, nachzuweisen. 
 
§ 11 
Mitwirkungspflichten des Grundstücks- oder 
Wohnungseigentümers 
 
Hat der Erklärungspflichtige gem. § 9 seine Ver-
pflichtung zur Abgabe der 
Steuererklärung trotz Erinnerung nicht erfüllt o-
der ist er nicht zu ermitteln, hat jeder Eigentü-
mer oder Vermieter des Grundstückes, auf der 
sich die der Steuer unterliegende Zweitwohnung 
befindet, auf Verlangen der Stadt Mülheim an der 
Ruhr Auskunft zu erteilen, ob der Erklärungs-
pflichtige oder eine sonstige Person in der Woh-
nung wohnt oder gewohnt hat, wann er eingezo-
gen oder ausgezogen ist und welche Nettokalt-
miete 
zu entrichten ist. 
§ 12 
 
Ordnungswidrigkeiten 
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(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Steuerpflich-
tiger oder bei Wahrnehmung der Angelegenhei-
ten eines Steuerpflichtigen leichtfertig 
 
1. über steuerrechtlich erhebliche Tatsachen un-
richtige oder unvollständige Angaben macht oder 
 
2. die Gemeinde pflichtwidrig über steuerrechtlich 
erhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt und 
dadurch Steuern verkürzt oder nicht gerechtfer-
tigte Steuervorteile für sich oder einen anderen 
erlangt. Die Strafbestimmungen bei Vorsatz des 
§ 17 des Kommunalabgabengesetzes bleiben un-
berührt. 
 
(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer 
 
1. als Inhaber einer Zweitwohnung im Erhe-
bungsgebiet entgegen § 9 Abs. 1 das Innehaben 
einer Zweitwohnung bei Inkrafttreten dieser Sat-
zung nicht innerhalb eines Monats anzeigt, 
 
2. Inhaber einer Zweitwohnung im Erhebungsge-
biet wird und dieses nicht gemäß § 9 Abs. 2 in-
nerhalb eines Monats anzeigt, 
 
3. als Inhaber einer Zweitwohnung im Erhe-
bungsgebiet entgegen § 10 Abs. 1 nicht rechtzei-
tig seine Steuererklärung nach amtlich vorge-
schriebenem Vordruck abgibt, 
 
4. trotz Aufforderung die in § 10 Abs. 2 genann-
ten Unterlagen nicht einreicht, 
 
5. als Eigentümer oder Vermieter des Grundstü-
ckes, auf dem sich die der Steuer unterliegende 
Zweitwohnung befindet, auf Verlangen der Stadt 
Mülheim an der Ruhr den Erklärungspflichten 
nach § 11 nicht nachkommt, 
 
6. Belege ausstellt, die in der tatsächlichen Hin-
sicht unrichtig sind. 
 
(3) Gemäß § 20 Abs. 3 des Kommunalabgaben-
gesetzes kann eine Ordnungswidrigkeit nach Abs. 
1 mit einer Geldbuße bis zu Zehntausend Euro 
und eine Ordnungswidrigkeit nach Abs. 2 mit ei-
ner Geldbuße bis zu Fünftausend Euro geahndet 
werden. 
 
§ 13 

Datenübermittlung von der Meldebehörde 

 
 
(1) Die Meldebehörde übermittelt der Steuerbe-
hörde zur Sicherung des gleichmäßigen Vollzugs 
der Zweitwohnungssteuersatzung bei Einzug ei-

nes Einwohners, der sich mit einer Nebenwoh-
nung meldet, gem. § 16 Abs. 3 MGNW die fol-
genden personenbezogenen Daten des Einwoh-
ners gem. § 31 Abs. 1 MGNW: 
 
1. Vor- und Familiennamen, 
2. früherer Name, 
3. akademische Grade, 
4. Ordensnamen, Künstlernamen, 
5. Anschriften, 
6. Tag des Ein- und Auszugs, 
7. Tag und Ort der Geburt, 
8. Geschlecht, 
9. gesetzlichen Vertreter, 
10. Staatsangehörigkeit, 
11. Familienstand, 
12. Übermittlungssperren sowie 
13. Sterbetag und –ort 
 
Bei Auszug, Tod, Namensänderung, Änderung 
beziehungsweise nachträglichem Bekanntwerden 
der Anschrift der Hauptwohnung oder Einrichtung 
einer Übermittlungssperre werden die Verände-
rungen übermittelt. Wird die Hauptwohnung oder 
alleinige Wohnung zur Nebenwohnung, gilt dies 
als Einzug. Wird die Nebenwohnung zur Haupt-
wohnung oder alleinigen Wohnung, gilt dies als 
Auszug. Eine Datenübermittlung findet auch dann 
statt, wenn die Anmeldung von Nebenwohnungen 
nachgeholt wird. 
 
(2) Die Meldebehörde übermittelt der Steuerbe-
hörde unabhängig von der regelmäßigen Daten-
übermittlung die in Abs. 1 genannten Daten der-
jenigen Einwohner, die im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieser Satzung in der Stadt Mülheim an 
der Ruhr bereits mit Nebenwohnung gemeldet 
sind. 
 
§ 14 
Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt 01.01.2016 in Kraft. 
 
 
Mülheim an der Ruhr, den 08.10.2015 
 
Die Oberbürgermeisterin 
Dagmar Mühlenfeld 
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Auslegung des Entwurfes der Haushaltssat-
zung der Stadt Mülheim an der Ruhr für das 

Haushaltsjahr 2016 
 

Der Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt Mül-
heim an der Ruhr für das Haushaltsjahr 2016 mit 
Anlagen liegt gemäß § 80 Abs. 3 GO NRW ab 
dem 15.10.2015 in der Bürgeragentur im Histo-
rischen Rathaus, Eingang Schollenstr. 2, 45468 
Mülheim an der Ruhr, montags bis donnerstags 
von 8.00 Uhr bis 17.00 Uhr und freitags von 8.00 
Uhr bis 15.00 Uhr öffentlich aus. 
 
Gegen den Entwurf können Einwohner oder Ab-
gabepflichtige in der Zeit vom 15.10.2015 – 
10.11.2015 Einwendungen erheben. Die Ein-
wendungen können bei der Bürgeragentur wäh-
rend der angegebenen Dienstzeiten zu Protokoll 
gegeben oder der Stadt schriftlich zugeleitet 
werden. Über die Einwendungen beschließt der 
Rat in öffentlicher Sitzung. 
 
Mülheim an der Ruhr, den 22.09.2015 
 
 
Die Oberbürgermeisterin  
Dagmar Mühlenfeld 
 
 
 


